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S T R A F V O L L Z U G

Peinliche Finanzdebatte
Unter Rechtspolitikern ist ein Streit ausgebrochen, ob Justiz-

opfer angemessen entschädigt werden. Seit 1987 gilt: Wer zu
Unrecht inhaftiert war, erhält elf Euro Schmerzensgeld pro Haft-
tag. Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD) hat sich für
eine „entscheidende“ Anhebung des Betrags um mehr als den
Inflationsausgleich starkgemacht. Das bedeutet einen Satz von

mindestens 17 Euro. Berlins Justizsenatorin
Gisela von der Aue (SPD) plädiert sogar für
100 Euro pro Tag. Bislang haben sich jedoch 
nur einige Bundesländer wie Hamburg, Ba-
den-Württemberg und Berlin deutlich für eine
Anhebung ausgesprochen; die meisten anderen
warnen vor den Kosten.
Eine Anpassung, heißt es etwa in einem inter-
nen Schreiben aus dem Justizressort in Bre-
men, halte man „grundsätzlich für überlegens-
wert“, sie sei aber „angesichts der angespann-
ten Haushaltslage wohl kaum durchsetzbar“.
Auch im Saarland ist man zurückhaltend, zumal
„die Zahl der entschädigungspflichtigen Haft-

tage in den vergangenen Jahren angestiegen ist“. Der grüne Bun-
destagsabgeordnete Volker Beck mahnt in einer Schriftlichen Fra-
ge an die Bundesregierung jetzt Eile an, schließlich sei „eine Frei-
heitsentziehung, die zu Unrecht erfolgt ist, ein schwerwiegender
Grundrechtseingriff“. Auch Rechtsanwälte – wie Ulrich Schel-

lenberg vom Deutschen Anwaltverein – würden die „peinliche“
Finanzdebatte am liebsten schnell beendet sehen. Sie verweisen
auf Österreich, wo ein „angemessenes“ Schmerzensgeld schon
seit Jahren gezahlt wird. Es liegt in der Regel bei über hundert
Euro pro Tag. Befeuert wird die Diskussion durch den Fall der
Arzthelferin Monika de Montgazon, die zu Unrecht zu einer le-
benslangen Freiheitsstrafe verurteilt worden war. Für ihre Haft-
zeit von fast zweieinhalb Jahren wird sie mit nur knapp 10000
Euro entschädigt, den Ausgleich ihrer Vermögensverluste muss sie
gesondert einfordern. Fälle wie dieser sind keine Seltenheit. Das
Land Berlin etwa zahlte im vergangenen Jahr insgesamt rund
95000 Euro Schmerzensgeld, Hamburg rund 45000 Euro. 

Häftlinge (in der Justizvollzugsanstalt Bremen)
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Aufbauhilfe in der Kritik

Nur schleppend kommt die deutsche
Aufbauhilfe für Afghanistan voran.

Von den 70 Millionen Euro, die das Ent-
wicklungshilfeministerium (BMZ) im ver-
gangenen Jahr zur Verfügung hatte, seien
mehr als 20 Millionen nicht ausgegeben
worden, rügt der Grünen-Haushaltsexperte
Alexander Bonde. Die Regierung beschwö-
re zwar immerzu die Dringlichkeit des Wie-
deraufbaus, aber es falle ihr offenkundig
schwer, die verfügbaren Gelder „rasch in
konkrete Pro-
jekte umzuset-
zen“. Auch in
diesem Jahr
flössen die Gel-
der wieder nur
langsam ab. Zur
Jahresmitte
habe das BMZ
erst ein Drittel
der für 2008
verfügbaren 
70 Millionen Euro aufgebraucht. Ursache
seien offenbar „zähe bürokratische Ab-
läufe“ in Deutschland, so der Grüne, „denn
an Hilfsbedürftigkeit herrscht in Afghani-
stan gewiss kein Mangel“. 

S P D

Neuer Job für
Müntefering? 

In der SPD gibt es Gerangel um die
Besetzung des Chefpostens bei der

parteinahen Friedrich-Ebert-Stiftung.
Eine weitere Amtszeit der seit 2003 am-
tierenden Stiftungschefin Anke Fuchs,

71, stößt bei Ge-
nossen in der
Parteiführung
auf Unbehagen.
Der früheren
Bundestagsabge-
ordneten wird
vorgeworfen, die
Stiftung mit zu
wenig Schwung

zu führen. Als Alternativkandidat für
die Wahl im Dezember wird von SPD-
Linken der frühere Vizekanzler Franz
Müntefering, 68, ins Gespräch gebracht,
wohl auch mit dem Hintergedanken, 
so ein Comeback des Altgenossen auf
wichtigeren Positionen in der Partei-
führung zu verhindern. Auch Bundes-
tagsvizepräsident Wolfgang Thierse, 
64, wird als Kandidat genannt. Er hat
intern bereits Interesse bekundet.  

Afghanische Flüchtlinge
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Linke Universität

Die Universität Siegen ist eine
fragwürdige Kooperation mit

der Rosa-Luxemburg-Stiftung einge-
gangen, die der Partei Die Linke eng
verbunden ist. Zur Koordinierung
eines Promotionskollegs, das die
Stiftung an der Universität einrich-
tet, hat die Hochschule einen Wis-
senschaftlichen Mitarbeiter gesucht.
Dieser muss freilich die richtige
Weltanschauung haben: Bewerber
sollten sich „den Zielen der Stiftung
verbunden fühlen“, hieß es in der
Stellenausschreibung der Univer-
sität. Wer an dem Kolleg teilnehmen
will, muss sich bei der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung bewerben. Eine Pro-
motionszulassung an der Universität
Siegen oder den Partner-Hochschu-
len Jena oder Bielefeld erfolge „im
Zusammenhang mit der Aufnahme
ins Kolleg“, so die Stiftung. Nach-
fragen des SPIEGEL zu der Koope-
ration ließ die Universität in der
vergangenen Woche unbeant-
wortet. Das Thema des Promotions-
kollegs lautet: „Demokratie und 
Kapitalismus“.


